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Die Nummer 24 der Geſetz⸗Sammlung enthält mit einer Begrenzungslinie in rother Farbe bezeichnet 
unter und bezüglich der betheiligten Beſitzſtände der Genoſſen⸗ 
Nr. 10 100 das Geſetz, betreffend die Anſtellung ſchafts⸗Mitglieder in den zugehörigen Regiſtern ſpeziell 
und Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli nachgewieſen. 
1899; und unter Karte und Regiſter werden mit einem auf das 
Nr. 10 101 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters, Datum des genehmigten Statuts Bezug nehmenden 
betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Beglaubigungsvermerk verſehen und bei der Auffichts- 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Wittlich, vom behörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. Die auf⸗ 
28. Juli 1899. zuſtellenden ſpeziellen Meliorationspläne ſind vor Be⸗ 
Die Nummer 37 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält ginn ihrer Ausführung Seitens des Vorſtandes der 
r Aufſichtsbehörde zum Zwecke der Prüfung durch den 
„Nr. 2612 die Bekanntmachung, betreffend die Meliorationsbaubeamten und zur Genehmigung ein⸗ 
techniſche Einheit im Eiſenbahnweſen, vom 13. Auguſt zureichen. 
1899; und unter 5 Abänderungen des Meliorationsprojekts, welche 
Nr. 2613 die Bekanntmachung, betreffend den im Laufe der Ausführung ſich als erforderlich heraus⸗ 
Schutz deutſcher Waarenbezeichnungen in Guatemala, ſtellen, können vom Genoſſenſchafts⸗Vorſtande beſchloſſen 


unte 


vom 17. Auguſt 1899. werden. Der Beſchluß bedarf jedoch der Genehmigung 

der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 
Verordnungen und Bekanntmachungen Vor Ertheilung der Genehmigung ſind diejenigen 
der Zentral⸗Behörden. Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die ver⸗ 

I) Statut änderte Anlage berührt werden. 
für § 2. Die Genoſſenſchaſt führt den Namen: 
die Dränage⸗Genoſſenſchaft zu Kopitkowo „Dränagegenoſſenſchaft zu Kopitkowo“ und hat ihren 

im Kreiſe Marienwerder. Sitz in Kopitkowo. 


in — § 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 
§ 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗ haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 
gebiete angehörigen Grundstücke in den Gemeinde⸗ der Genoſſenſchaft getragen. Dagegen bleiben die nach 
bezirken Kopitkowo, Lalkau, Gut und Gemeinde Fronza, den Zwecken der Melioration behufs ihrer nutzbringenden 
Lesnian Gut leinſchließlich der Gemarkung Schluchatz) Verwendung für die einzelnen betheiligten Grundſtücke 
und Gemeinde Lichtenthal, Smentowken und Smarzewo erforderlichen Einrichtungen, wie Anlage und Unter⸗ 
(Gemarkung Czerwinsk) werden zu einer Genoſſenſchaft haltung beſonderer Zu⸗ und Ableitungsgräben u. ſ. w. 
vereinigt, um den Ertrag dieſer Grundſtücke nach Maß⸗ den betreffenden Eigenthümern überlaſſen. Dieſelben 
gabe des Meliorationsplans des Kulturingenieurs find jedoch gehalten, den im Intereſſe der ganzen 
Wundrich vom 24. März 1898 durch Entwäſſerung Melioration getroffenen Anordnungen des Vorſtehers 
zu verbeſſern. Folge zu leiſten. 
Das Meliorationsgebiet iſt auf den ein Zu⸗ § 4. Außer der Herſtellung der im Projekte 
behör des Meliorationsplanes bildenden Karten des und vorſtehend vorgeſehenen Anlagen liegt dem Ver⸗ 
p. Wundrich vom 24. März 1898 dargeſtellt, daſelbſt bande ob, Binnen⸗Entwäſſerungs⸗ Anlagen innerhalb 


Ausgegeben in Marienwerder am 24. Auguſt 1899. 
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des Meliorationsgebietes, welche uur durch Zuſammen⸗ § 7. Die hiernach feſtzuſtellenden Beitrageliſten 
wirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar find, zu ver⸗ſind von dem Vorſtande anzufertigen, und nach vor⸗ 
mitteln und nöthigenfalls, nachdem der Plan und das gängiger öffentlicher Bekanntmachung der Auslegung 
Beitragsverhältniß von der Auſſichtsbehörde feſtgeſtellt vier Wochen lang in der Wohnung des Vorſtehers zur 
iſt, auf Koſten der dabei betheiligten Grundbeſitzer Einſicht der Genoſſen auszulegen. 
durchführen zu laſſen. Anträge auf Berichtigung der Beitragsliſten ſind 
„Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die, ſoweit innerhalb der gleichen Friſt beim Vorſtande anzubringen, 
erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen ſind, gegen deſſen Entſcheidung binnen zwei Wochen Be⸗ 
unterſteht der Aufſicht des Vorſtehers. rufung an die Aufſichtsbehörde zuläſſig iſt. 

$ 5. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden $ 8. Im Falle einer Parzellirung find die Ge- 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statut vor⸗ 
des Vorſtandes angenommenen Meliorations⸗Technikers geſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
in der Regel in Akkord ausgeführt und unterhalten. auf die Trennſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen. 
Indeſſen können die Arbeiten nach Beſtimmung des Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
Vorſtandes in Tagelohn gegeben werden. Der mit zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
der Aufſicht betraute Techniker hat das Bauprogramm zuläſſig. 
aufzuſtellen, die ſpeziellen Pläne auszuarbeiten, die für § 9. Die Genoſſen ſind verpflichtet, die Beiträge 
die Verdingung erforderlichen Unterlagen zu beſchaffenſin den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Terminen 
und zur Genehmigung vorzulegen, überhaupt alle für zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei verſäumter 
das zweckmäßige Ineinandergreifen der Arbeiten noth- Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Beträge bei⸗ 
wendigen Maßregeln rechtzeitig anzuregen und vor- zutreiben. 
zubereiten, die Ausführung zu leiten und die für § 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung der 
Aenderungs⸗ und Ergänzungsanträge, für Abſchlags⸗ nach dent Meliorationsplane in Ausſicht genommenen 
zahlungen und für die Abnahme erforderlichen Unter- Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unterhaltung, 
lagen anzufertigen. ſoweit fein Grundſtück davon vorübergehend oder dauernd 

Die Wahl des Technikers, der mit demſelben betroffend wird, gefallen zu laſſen. 
abzuſchließende Vertrag und die Bedingungen für die Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein- 
Vergebung der Hauptarbeiten, unterliegen der Zu- zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der ihm 
ſtimmung des Meliorationsbaubeamten. Auch im aus der Anlage erwachſenden Vortheile, eine Ent⸗ 
Uebrigen hat der Vorſtand in techniſchen Angelegen⸗ſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe 
heiten während der Bauausführung den Rath des mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, 
Meliorationsbaubeamten einzuholen und zu berüd: das nach Vorſchrift dieſes Statuts zu bildende Schieds⸗ 
ſichtigen. gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

Nach Beendigung der Ausführung hat der Me: § 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
liorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und feſt- pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. 
zuſtellen, ob das Unternehmen zweck- und planmäßig, Im Uebrigen richtet ſich das Stimmverhältniß 
beziehungsweiſe mit den von der Aufſichtsbehörde ge- nach dem Verhältniſſe der Theilnahme an den Ge⸗ 
nehmigten Aenderungen ausgeführt iſt. noſſenſchaftslaſten, und zwar in der Weiſe, daß für je 

Sollten hierbei Kontrollmeſſungen erforderlich zehn Hektar beitragspflichtigen Grundbeſitzes eine Stimme 
fein, jo find dieſelben unter Leitung des Meliorations: gerechnet wird. 
baubeamten von vereideten Landmeſſern vorzunehmen, Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 
die Koſten dieſer Aufmeſſungen ſind von der Genoſſen- zu entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher Bekannt⸗ 
ſchaft zu tragen. machung der Auslegung vier Wochen lang zur Einſicht 

§ 6. Das Verhältniß, in welchem die einzelnen der Genoſſen in der Wochnung des Vorſtehers aus⸗ 
Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, zulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte 
wird in folgender Weiſe geregelt: ſind an keine Friſt gebunden. 

Die Verzinſung und Tilgung der Koſten, die § 12. Der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand beſteht aus: 
aus der Anlage der eigentlichen Dränage entſtehen. a. einem Vorſteher, 
werden von den einzelnen Genoſſen nach Maßgabe der b. vier Repräſentanten der Genoſſenſchafts⸗Mit⸗ 
auf ihrem Gebiete erwachſenen Auslagen getragen. glieder. 

Die der Genoſſenſchaft durch Anlage beziehungs⸗ Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 
weiſe Regulirung und Unterhaltung der offenen Ent⸗ Als Erſatz für Auslagen und Zeit verſäumniß 
waſſerungsgräben (Vorfluthgräben) erwachſenden Koſten erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der 
werden auf diejenigen Flächen, in deren Intereſſe die General Verſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung. 
betreffenden Anlagen ausgeführt werden, nach dem In Behinderungefällen wird der Vorſteher durch 
Verhältniß ihrer Größe vertheilt. Alle übrigen Ge⸗ den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 
noſſenſchaftslaſten werden von den Genoſſen nach Maß: Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt 2 Stell⸗ 
gabe der Größen der betheiligten Flächen aufgebracht. vertretern werden von der Generalverſammlung auf 
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5 Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen nehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. icht erforderlich; 

Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Befs! FL. die nach Maßgabe dieſes Statutes und der Aus⸗ 
der bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
Erkenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands⸗ feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag von 
mitglieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, zur 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 

Wird im erſten Wahlgange eine abſolute Stimmen § 15. Die genoſſenſchaſtlichen Anlagen find in 


mehrheit nicht erreicht, jo erfolgt eine engere Wahl regelmäßige Schau zu nehmen, die allzährlich wenigſtens 
zwiſchen denjenigen beiden Perſonen, welche die meiſten ein Mal und in den erſten fünf Jahren nach der 
Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit ent⸗ Bauausführung jährlich zwei Mal, im Frühjahr und 


ſcheidet das vom Vorſitzenden zu ziehende Loos. im Herbſte, ſtattzufinden hat. „Die Schau wird durch 
Im Uebrigen gelten die Vorſchriſten für Ge⸗ den Vorſteher geleitet. Die übrigen Vorſtandemitglieder 
meindewahlen. ſind zur Theilnahme an der Schau einzuladen. Der 


§ 13. Die Gewählten werden von der Auf Schautermin iſt rechtzeitig, möglichſt vier Wochen vor⸗ 
ſichtsbehörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. her, der Aufſichtsbehörde und dem zuſtändigen Me⸗ 
Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und liorationsbaubeamten anzuzeigen, welche befugt find, 
deren Stellvertreter dient das von der Aufſichtsbehörde an den Schauen theilzunehmen. 
aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. Die von ihnen gemachten Vorſchläge ſind zu 
Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, beachten. 
daß der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, jo Das Ergebniß der Schau iſt in einem Protokolle, 
dient dazu ein Zeugniß der Auſſichtsbehörde. für deſſen Aufbewahrung der Vorſteher zu ſorgen hat, 
Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz niederzulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, erforder⸗ 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die lichen Falles die nach techniſchem Ermeſſen zur Unter⸗ 
Repräſentanten und deſſen Stimme im Falle der haltung der im Projekte vorgeſehenen oder ſtatuten⸗ 
Stimmengleichheit entſcheidet. mäßig beſchloſſenen Anlagen nothwendigen Arbeiten 
Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es er⸗ im Zwangswege auf Koſten der Genoſſenſchaft zur 
forderlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der Ausführung zu bringen. 
Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mit Ueber Beſchwerden gegen die bezüglichen An⸗ 
Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der ordnungen der Aufſichtsbehörde entſcheidet der Ne: 
Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. Wer am Erſcheinen gierungs⸗Präſident endgültig. 


verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem Vorſteher 5 16. Die Verwaltung der Kaffe führt ein 
anzuzeigen. Dieſer hat alsdann einen Stellvertreter Rechner, welcher von dem Vorſtande auf drei Jahre 
zu laden. gewählt und deſſen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 


§ 14. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne geſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit die 
Verwaltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General⸗Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter Dienſt⸗ 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die führung anordnen. 


ſelbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller Angelegen: 8 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
heiten der Genoſſenſchaft. Genoſſen unterliegen: 
Insbeſondere liegt ihm ob: 1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 
a. die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen Stellvertreter; 
nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplan zu ver. 2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewährenden 
anlaſſen und zu beaufſichtigen; Entſchädigung; 
b. über die Unterhaltung der Anlagen, mit Zu 3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell 
ſtimmung des Vorſtandes die nöthigen An- vertreter; 
ordnungen zu treffen und die etwa erforderlichen) 4. die Abänderung des Statutes. 
Ausführungsvorſchriften zu erlaſſen; § 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 


c. die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge aus⸗ erforderliche Generalverſammlung beruft die Aufſichts⸗ 
zuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte 
mindeſtens zweimal jährlich zu revidiren; nach den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters des 

d. die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vor. Genoſſenſchaftsgebietes aufzuſtellen hat. 
ſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vorzulegen; Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 

e. die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen ($ 60 des Geſetzes 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen vom 1. April 1879), mindeſtens aber alle fünf Jahre 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 

Zur Abſchließung von Verträgen hat er die Ge⸗ Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 


fände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt 8 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
zu machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und außer⸗ nicht auf einer, dem § 69 des Geſetzes vom 1. April 
dem durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen 1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiet kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den 


ganz oder theilweiſe angehört. 


Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zu⸗ 


Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung ſtimmung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtands⸗ 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens 2 Wochen liegen. beſchluß erfolgen. 


Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 
Der Vorſteher führt den Vorſitz. 


Vorſtehendes Statut, welchem die Betheiligten 
zugeſtimmt haben, wird auf Grund der 88 57 und 82 


Die Generalverſammlung kann auch von der des Geſetzes vom 1. April 1879, betreffend die Bildung 


Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. 
Falle führt ſie, beziehungsweiſe der von ihr ernannte 
Kommiſſar den Vorſitz. 

§ 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an 
Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 


von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, 


oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhende 
Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen 
in ihren durch das Statut begründeten Rechten be⸗ 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, 
ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statuts oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen⸗ 
heit handelt, jedem Theile die Anrufung der Ent⸗ 
ſcheidung eines Schiedsgerichts frei, welche binnen 
2 Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides 
an gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden 
muß. Die Koſten des Verfahrens ſind dem unter⸗ 
liegenden Theile aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 
welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei 
Beiſitzern. 
vertretern von der Generalverſammlung nach Maßgabe 
der Vorſchriften dieſes Statuts gewählt. Wählbar iſt 
jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mitglied 
der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
ſo iſt der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern 
oder erforderlichen Falles aus den wählbaren Perſonen 
durch die Aufſichtsbehörde zu beſtimmen. 

8 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen find unter der Bezeichnung: „Dränage⸗ 
genoſſenſchaft zu Kopitkowo“ zu erlaſſen und vom Vor⸗ 
ſteher zu unterzeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreisblatt 
zu Marienwerder und den Graudenzer „Geſelligen“ 
aufgenommen, 


Die Letzteren werden nebſt zwei Stell⸗ ) 


In dieſem von Waſſergenoſſenſchaften, genehmigt. 


Berlin, den 27. Juli 1899. 
Der Miniſter 
für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
In Vertretung. 
Sterneberg. 


2) Bekanntmachung. 

Auf Grund des § 74 der Betriebsordnung für 
die Haupteiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892, 
24. März 1897 und 23. Mai 1898 (fReichsgeſetzblatt 
1892 S. 691, 1897 S. 161 und 1898 S. 349) iſt 
mit Zuſtimmung des Reichseiſenbahnamts die An⸗ 
wendung der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen 
Deutſchlands vom 5. Juli 1892, 24. März 1897 und 
23. Mai 1898 (Reichsgeſetzblatt 1892 S. 764, 1897 
S. 166 und 1898 S. 355) auf die Eiſenbahn von 
Jablonowo nach Rieſenburg mit Abzweigung nach 
Marienwerder vom Tage der Eröffnung des Betriebes 
ab von mir genehmigt worden. Die nach $ 43 dieſer 
Bahnordnung zur Aufrechterhaltung der Ordnung inner⸗ 
halb des Bahngebietes und bei der Beförderung von 
Perſonen und Sachen in Ergänzung des § 44 der 
Bahnordnung zu erlaſſenden Anordnungen der Bahn: 
verwaltung werden durch Aushang in den Warte⸗ 
räumen nach Maßgabe des § 46 der Bahnordnung 
bekannt gemacht werden. 
Berlin, den 14. Auguſt 1899. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


Remonte⸗Ankauf für 1899. 

1. Zum Ankauf dreijähriger, ausnahmsweiſe vier⸗ 
jähriger Remonten wird in dieſem Jahre im 
Regierungsbezirke Marienwerder außer den bereits 
früher bekannt gemachten Märkten noch am 31. 
d. Mts., 8 Uhr Vormittags in Graudenz ein 
Remontemarkt abgehalten werden. 

. Die angekauften Pferde werden ſofort abgenommen 
und gegen Quittung baar bezahlt. 

. Pferde mit Fehlern, welche nach den Geſetzen 
den Kauf rückgängig machen, ſind vom Verkäufer 
gegen Erſtattung des Kauſpreiſes und der Un⸗ 
koſten zurückzunehmen, desgleichen Pferde, die ſich 
nach Einlieferung in die Depots während der 
erſten 10 Tage als Krippenſetzer, oder während 
der erſten 28 Tage als Klophengſte oder Wallache 
mit ausgeprägter Hengſtmanier erweiſen. 

. Verkäufer, die Pferde vorführen, welche ihnen 
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nicht eigenthümlich gehören, müſſen ſich gehörig Kreiſes Flatow, an Stelle des verzogenen Lehrers 


ausweiſen können. Witte zur öffentlichen Kenntniß. 
.Der Verkaufer ift verpflichtet, jedem verkauften Danzig, den 16. Auguſt 1899. 
Pferde eine neue, ſtarke, rindlederne Trenſe mit Der Ober⸗Präſident. 


ſtarkem Gebiß und eine neue Kopfhalfter von 6) Nachdem von den, dem Schuhmachergewerbe an⸗ 
Leder oder Hanf mit 2 mindeſtens zwei Meter gehörenden Handwerkern in Dt. Krone der Antrag 
langen Stricken unentgeltlich mitzugeben. auf Errichtung einer, den Amtsgerichtsbezirk 


„Zur Feſtſtellung der Abſtammung der Pferde ſind Dt. Krone mit Ausnahme der Stadt Tütz 


die Deck- reſp. Füllenſcheine mitzubringen. und der Gemeinde: bezw. Gutsbezirke Flathe, Harmels⸗ 
Auch werden die Verkäufer erſucht, die dorf, Knakendorf, Lubsdorf, Marthe, Mehlgaſt, Kl. Nakel, 
Schweife der Pferde nicht übermäßig zu beſcheiden Preußendorf, Neu Preußendorf, Stibbe, Strahle nberg, 


und die Schwanzrübe nicht zu verkürzen. Schulzendorf und Schloß Tütz umfaſſenden Zwangs⸗ 
Berlin, den 9. Auguſt 1899. innung für das genannte Gewerbe mit dem Sitze in 
Kriegsminiſterium. Remonte⸗Inſpektion. Dt. Krone geſtellt worden iſt, habe ich den Königlichen 
gez. v. Damnitz. Landrath Dr. Schulte-Heuthaus in Dt. Krone 
Bekanntmachung, gemäß § 100 a des Geſetzes vom 26. Juli 1897 zum 
betreffend den Ankauf volljähriger Zug⸗ und Reitpferde Kommiſſar für die Ermittelung der Mehrheit der be⸗ 
für die Feldartillerie. theiligten Handwerker ernannt. 
Zum Ankaufe von volljährigen Artillerie⸗Zug⸗ Marienwerder, den 12. Auguſt 1899. 
und Reitpferden im Alter von 5 bis 8 Jahren, Der Regierungs⸗Präſident. 


5. Oktober 1899) 


bei guter Entwickelung auch ausnahmsweiſe im 7) Die dem Uhrmacher Iſtdor Tuchler in Gollub 
Alter von 4 Jahren, ſollen im Regierungsbezirk ertheilte Erlaubniß zur Betreibung des Geſchäfts der 
Marienwerder die nachbezeichneten Märkte ab⸗ Auswandererbeförderung für den Auswanderungs⸗ 
gehalten werden: Unternehmer Th. Ichon in Bremen iſt erloſchen. 

8 Uhr V Briefen i. Weſtpr., In Gemäßheit des § 31 der Beſtimmungen über 
yr V. Wichorſee, Kreis Culm. den Geſchäftsbetrieb der Auswanderungs⸗Unternehmer 


6. 77 N 
2. Die gekauften Pferde werden zur Stelle ab- und Agenten vom 14. März 1898 mache ich dies mit 


6) 


genommen und ſofort gegen Quittung baar bezahlt. dem Bemerken bekannt, daß etwaige, aus der Geſchäfts⸗ 
Es ſollen von den Remontirungs⸗Kommiſſionen führung des Tuchler herzuleitende Anſprüche an die 
nur ſolche Pferde gekauft werden, die den An⸗ beſtellte Kaution binnen einer zwölfmonatlichen Aus: 
ſprüchen genügen, die an die Remonten der ſchlußfriſt vom heutigen Tage an bei mir angemeldet 
Waffengattung zu ſtellen ſind. Als Mindeſt⸗ werden müſſen, widrigenfalls nach Ablauf dieſer Friſt 
maß gelten 1,50 m Stockmaß (= 1,58 m Band⸗ die Kaution an den Empfangsberechtigten zurück⸗ 
maß), und als Höchſtmaß 1,67 m Stockmaß gezahlt wird. 

(= 1,16 m Bandmaß). Die Pferde dürfen ſich Marienwerder, den 12. Auguſt 1899. 

nicht in dürftigem Zuſtande befinden; Krippen⸗ Der Regierungs⸗Präſident. 

ſetzer und tragende Stuten ſind vom Ankaufe 8) Der am 22. September d. Is. in Czersk, Kreiſes 
ausgeſchloſſen. Konitz, anſtehende Kram⸗, Vieh⸗ und Pferdemarkt iſt 


. Pferde mit ſolchen Fehlern, die nach den Landes⸗ auf den 7. desſelben Monats verlegt worden. 


geſetzen den Kauf rückgängig machen, ſind vom Marienwerder, den 12. Auguſt 1899. 
Verkäufer gegen Erſtattung des Kaufpreiſes und Der Regierungs⸗Präſident. 
der Unkoſten zurückzunehmen. 9) Genehmigungsurkunde 


.Die Verkäufer find verpflichtet, jedem verkauften zum Bau und Betriebe eines Privatanſchlußgleiſes in 


Pferde eine neue, ſtarke, rindslederne Trenſe km 141,6 der Strecke Thorn —Inſterburg. 
mit ſtarkem, glatten Gebiß (keine Knebeltrenſe), — — 

und eine neue ſtarke Kopfhalfter von Leder Der Stadtgemeinde Thorn ertheile ich im Ein⸗ 
oder Hanf mit zwei mindeſtens 2 Meter langen vernehmen mit der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion in 
Strängen von Hanf ohne beſondere Vergütung Bromberg und der Feſtungsbehörde zu Thorn hierdurch 


mitzugeben. die Genehmigung zum Bau und Betriebe eines Privat⸗ 
Berlin, den 29. Juni 1899. anſchlußgleiſes in kın 141,6 der Eiſenbahnſtrecke Thorn — 
Kriegsminiſterium. Remonte-Inſpektion. Inſterburg — zur Verbindung des ſtädtiſchen Schlacht- 
gez. von Damnitz. hauſes und der Stärkefabrik zu Thorn mit der Staats⸗ 
Verordnungen und Bekanntmachungen bahn — nach Maßgabe des angeſchloſſenen mit dem 
der Provinzial⸗Behörden ze, Prüfungs⸗ und Genehmigungsvermerk vom heutigen 
Bekanntmachung. Tage verſehenen Lageplanes und Erläuterungsberichts 


Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des unter nachſtehenden Bedingungen: 


Lehrers Strenge in Dollnick zum Stellvertreter des 1. Die Unternehmerin iſt verpflichtet, ſämmtliche 
Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Glubezyn, Koſten zu tragen, welche durch die von der Reichs⸗ 


telegraphenverwaltung aus Anlaß der Herftellung 
des Anſchlußgleiſes für nothwendig erachteten 


Aenderungen der Reichstelegraphen⸗ und Fern⸗ 


ſprecheinrichtungen entſtehen. 

.Der Einlauf des Anſchlußgleiſes in die Kreuzungs⸗ 
ſtelle bei Katharinenflur iſt, wie in der an⸗ 
liegenden Entwurfszeichnung grün dargeſtellt, zu 
geſtalten. 

.Die zu der Stärkefabrik führenden Gleiſe müſſen 
ST mit einem Radius von mindeſtens 100 m 

aben. 

. Am Schlachthauſe außerhalb der Mauer iſt ein 

Ergänzungsgleis herzuſtellen. 

Die Aenderungen zu 3 und 4 ſind auf der 

Entwurfszeichnung grün eingetragen. 

Die projektirte Eiſenbahnbrücke muß um mindeſtens 

30 em höher gelegt werden. 
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6. Die Kometenſtraße, welche Eigenthum der Fortis 

fikation iſt, muß entſprechend erhöht werden. 

Die Lichtweite der Eiſenbahnbrücke iſt auf 5 u 

zu bemeſſen. 

Zur Betriebseröffnung iſt meine beſondere Ge⸗ 

nehmigung nöthig. 

Marienwerder, den 12. Auguſt 1899. 

| Der Regierungs⸗Präſident. 

10) Im Anſchluß an meine Bekanntmachung vom 

6. April d. Js. im Amtsblatt Nr. 16 bringe ich zur 

öffentlichen Kenntniß, daß auch in Fürſtenberg a. / O. 

eine Kommiſſion zur Abhaltung von Elbſchiffer⸗ 

Prüfungen nach den Vorſchriften über die Zulaſſung 

als Elbſchiffer vom 27. Dezember 1890 eingerichtet 

worden iſt. 
Marienwerder, den 14. Auguſt 1899. 

Der Regierungs Präſident. 
i chni f 
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derjenigen Perſonen, welche auf Grund gerichtlichen Erkenntniſſes oder in Folge polizeilicher Anordnung aus 


dem Regierungsbezirk Marienwerder in der Zeit vom 1. 


Januar bis Ende Juni 1899 des Landes verwieſen ſind. 


5 Zu⸗ Vor⸗ Fr ſon⸗ Grund der Ausweiſung 
=) Alter [Größe : und Angabe des Staates, 
N a Stand Haare | Augen] Zähne dere nach 1 J Fer Ans 
S Jabreſ der zeicheuſgewieſene lich gewendet hat. 
J Grzeskiewicz Benedikt] Arbeiter | 24 —— — — | e * Hat ſich läſtig ge⸗ 
macht. Galizien. 
2 Zielinski | Anton ] desgl. 32—— — — — I — Hat ſich läſtig ge 
macht. Rußland. 
Böhm Sofephd | Kellner 23 I-1—| — — —— —— Iſt wegen Bettelns 
und Landſtreichens mit 
3 Wochen Haft beſtraft. 
Böhmen. 
44 Soltys Adal⸗ [ Arbeiter 32 ——-] — I — — — Hat ſich läſtig ge: 
bertus macht. Rußland. 
51 Schikorski Franz desgl. 181 ——1 — — — desgl. 
6] Burgatzki Juliannal Arbeiterin, 28 — — — — — — desgl. 
(Burzacki) 
71 Mamroth | Joſeph | Schneider: | 14 | 1 400 blond | blau ęvollzähligſ Keine desgl. 
lehrling 
8 Zielke Guſtav | Landwirth] 24 | 160] desgl.] desgl.] desgl. desgl. desgl. 
99 Wyzlicki Adalbert] Arbeiter 30 175 dunkel- desgl. | desgl. [Pocken⸗ Iſt vom Schöffen⸗ 
blond narbenſgericht in Culm wegen 
GeſichſHausfriedensbruchs und 
Widerſtandes gegen die 
Staatsgewalt mit 
20 Tagen Gefängniß und 
vom Schöffengericht in 
Thorn wegen Betruges 
mit 2 Monaten Gefängniß 
beſtraft. Rußland. 
10 Kobrich Ignatz desgl. 26 | 1070] blond | grau: | desgl. [Keine SH vom Schöffen: 


| 
| 


blau gericht zu Culm wegen 
Führung eines falſchen 
Namens mit 6 Wochen 


Haft beſtraft. Rußland. 


— 200 — 
Kopf wie var. 


11 Zilinski Adam Töpfer 27 (— - 1 blond | grau= vollzählig Keine Iſt vom Schöffen⸗ 

blau gericht zu Thorn wegen 

Diebſtahls, Betruges und 

Uebertretung des $ 3605 

Str.⸗G.⸗B. mit 3 Wochen 

Gefängniß und 1 Woche 

Haft beſtraft. Rußland. 

60fſchwarz] braun ffehlerhaftſ desgl. Iſt von der Straf⸗ 

kammer bei dem Königl. 

Landgericht zu Graudenz 

wegen einfachen Dieb⸗ 

ſtahls in 2 Fällen mit 

1½ Jahr Gefängniß be⸗ 
ſtraft. Rußland. 

13 Mörſer Berek | Zigaretten: | 21 67 blond | ara | desal. Idesgl. St vom Schöffen⸗ 

macher gericht zu Thorn wegen 

Uebertretung der 88 360° 

und 363 Str.⸗G.⸗B. mit 

14 Tagen Haft beſtraft. 

Rußland. 

144 Pawlak Thomas] Arbeiter | 42 | 175, dunkel-] desgl. Joollzähligſ desgl. Iſt vom Schöffen⸗ 

blond N gericht zu Thorn wegen 

Uebertretung des § 863 

Str.⸗G.⸗B. mit 4 Wochen 

Haft beſtraft. Rußland. 

151 Przespoleweki A Schriftſetzer] 48 | 170 dunkel-] grau ffehlerhaftſ desgl. Iſt vom Schöffen: 


— 


124 Jannowski | Schmul] Schneider: | 19 
lehrling 


— 


aus blond gericht zu Culmſee wegen 
Hehlerei mit 3 Wochen 
| | Gefängniß beftraft. Ruß⸗ 
land. 
Vorſtehendes Verzeichniß bringe ich hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
Marienwerder, den 16. Auguſt 1899. Der Regierungs-Präſident. 
12) Bekanntmachung. für das Schneidergewerbe in dem Bezirk des Kreiſes 


Nachdem bei der Abſtimmung ſich die Mehrheit Tuchel mit dem Sitze in Tuchel und dem Namen 
der betheiligten Gewerbetreibenden für die Einführung Schneider⸗Innung zu Tuchel errichtet werde. 
des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne ich hiermit an, Von dem genannten Zeitpunkte ab gehören alle 
daß zum 15. November d. Is. eine Zwangsinnung Gewerbetreibende, welche das Schneider⸗Handwerk in 
für das Tiſchlergewerbe in dem Bezirk des Kreiſes dem genannten Bezirk betreiben, dieſer Innung an. 
Tuchel mit dem Sitze in Tuchel und dem Namen Zugleich ſchließe ich zu demſelben Zeitpunkte die 


Tiſchlerinnung zu Tuchel errichtet werde. bisher in Tuchel beſtehende Schneider⸗Innung. 
Von dem genannten Zeitpunkte ab gehören alle Marienwerder, den 18. Auguſt 1899. 
Gewerbetreibende, welche das Tiſchler Handwerk in dem Der Regierungs⸗Präſident. 
genannten Bezirk betreiben, dieſer Innung an. In Vertretung. 
bh An re ich zu 1 Zeitpunkte die gez. von Gizycki. 
sher in Tuchel beſtehende Tiſchler⸗Innung. 
Marienwerder, . 18. Aug 1899. Be) Bekannimachung. 
Der Regierungs⸗Präſident. Nachdem bei der Abſtimmung ſich die Mehrheit 
In Vertretung. der betheiligten Gewerbetreibenden für die Einführung 
gez. von Gizycki. des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne ich hiermit an, 
13) Bekanntmachung. daß zum 15. November d. Js. eine Zwangsinnung 


Nachdem bei der Abſtimmung ſich die Mehrheit für das Schuhmacher⸗Gewerbe in dem Bezirk des Kreiſes 
der betheiligten Gewerbetreibenden für die Einführung Tuchel mit dem Sitze in Tuchel und dem Namen 
des Betriebszwanges erklärt hat, ordne ich hiermit an, Schuhmacher⸗Innung zu Tuchel errichtet werde. 
daß zum 15. November d. Is. eine Zwangsinnung Von dem genannten Zeitpunkte ab gehören alle 
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Gewerbetreibende, welche das Schuhmacher⸗Handwerk 2369, 2475, 2516, 

in dem genannten Bezirk betreiben, dieſer Innung an. 2550, 2687, 2691, 
Zugleich ſchließe ich zu demſelben Zeitpunkte die 2844. 
bisher in Tuchel beſtehende Schuhmacher⸗Innung. Littr. H. zu 300 Mark Nr. 1197, 
Marienwerder, den 18. Auguſt 1899. Littr. J. zu 75 Mark Nr. 1482. 

Der Regierungs⸗Präſident. Die Inhaber werden aufgefordert, gegen Quittung 

In Vertretung. und Einlieferung der ausgelooſten Rentenbriefe in 

gez. von Gizycki. wi Zuſtande nebſt den dazu 5 An⸗ 

weiſungen den Nennwerth bei unſerer Kaffe hier- 

19 Bekanntmachung. ſelbſt, Tragheimer Pulverſtraße Nr. 5 bezw. 


Nachdem bei der Abſtimmung ſich die Mehrheit bei der Rentenbank-Kaſſe für die Provinz 
der betheiligten Gewerbetreibenden für die Einführung Brandenburg in Berlin vom 2. Januar 1900 
des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne ich hiermit an, ab an den Wochentagen von 9—12 Uhr Bor: 
daß zum 15. November d. Js. eine Zwangsinnung mittags in Empfang zu nehmen. 
für das Ziegler⸗Gewerbe in dem Bezirk des Kreiſes Den Inhabern von ausgelooſten und gekündigten 
Tuchel mit dem Sitze in Tuchel und dem Namen Rentenbriefen ſteht es auch frei, dieſelben mit der Poſt 
Ziegler⸗Innung in Tuchel errichtet werde. an die genannten Rentenbank-Kaſſen portofrei 

Von dem genannten Zeitpunkte ab gehören alle einzuſenden und den Antrag zu ſtellen, daß die Ueber⸗ 
Gewerbetreibende, welche das Ziegler Handwerk in dem mittelung des Geldbetrages auf gleichem Wege und, 


genannten Bezirk betreiben, dieſer Innung an. ſoweit ſolcher die Summe von 400 Mark nicht über⸗ 
Zugleich ſchließe ich zu demſelben Zeitpunkte die ſteigt, durch Poſtanweiſung, jedoch auf Gefahr und 
bisher in Tuchel beſtehende Ziegler⸗Innung. Koſten des Empfängers erfolge. 
Marienwerder, den 18. Auguſt 1899. Einem ſolchen Antrage iſt eine Quittung 
Der Regierungs⸗Präſident. nach folgendem Muſter: 
In Vertretung. e buchſtsblic nen 85, . Mark für 
gez. von Gizycki. d .. verlooſten 3½ %. Rentenbrief .. der Pro⸗ 


5 7 ve i Oſt⸗ und Weſtpreußen Littr. ... Nr. 
16) Der Vorſitzende der Einkommenſteuer-Veran⸗ neren ; 
lagungs⸗Kommiſſionen und der Steuerausſchüſſe der 5 190 en il haben zes e ub. „ „„ 
Gewerbeſteuerklaſſen III und IV für die Kreiſe Culm pfaſtgen D 1198 995 ) 
und Schwetz, Regierungsrat Wohlfarth in Culm rt, Datum, Name. 


iſt 1 f f beizufügen. 
iſt in gleicher Amtseigenſchaft vom 1. September d. Is. 5 5 5 3 
ab nach Bochum verſetzt. Vom 2. Jauuar 1900 ab hört die Ver⸗ 


Von dieſem Zeitpunkte ab wird der Vorſitz in zinſung der ausgelooften Rentenbriefe auf und es 


5 ; wird der Werth der etwa nicht mit eingelieferten 
nen Veranlagungs Kaminen ae wee Auszahlung vom Kapital in Abzug 


N - 4 Rn gebracht. 
T en er EU pe enen Die Verjährung der ausgelooſten Nentenbriefe 


n : 7 tritt nach den Beſtimmungen des § 44 des Renten: 
b. für den Kreis Schwetz dem Königlichen Landrath 1 . 
in Schwetz übertragen. bank⸗Geſetzes binnen 10 Jahren ein. 


x aM, ee Königsberg, den 16. Auguſt 1899. 
Als Büreauhilfsarbeiter ſich gleichzeitig: Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinzen 


a. dem Königlichen Landrath in Culm der Steuer⸗ Oſt⸗ und Weſtpreußen 
; ben Sperling, 18) Bekanntmachung. 
dem Königlichen Landrath in Schwetz der Steuer⸗ Auf Antrag des Magiſtrats zu Graudenz fol 


ſekretär Hein überwieſen. im We ; 
; ge des durch das Geſetz vom 11. Juni 1874 
ee 1899. ER S. 15 . ee 5 115 
5 „ 2 ädigung für die von den nachbezeichneten Grund⸗ 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. ſtücken zu Straßen verbreiterungen 5 Anſpruch ge⸗ 
17) Bekanntmachung. nommenen Flächen feſtgeſtellt werden: 
Bei der nach den Beſtimmungen der 88 39, 41] 1. von dem Grundſtück Graudenz Blatt 852, den 
und 47 des Geſetzes vom 2. März 1850 und nach Oskar Oloff'ſchen Eheleuten gehörig, 81 qm, 
unſerer Bekanntmachung vom 14. v. Mts. heute ftatt:| 2. von dem Grundſtück Graudenz Blatt 306, den 


gefundenen öffentlichen Verlooſung von den auf Grund Schornſteinfegermeiſter Louis Podorf'ſchen Ehe⸗ 
des Geſetzes vom 7. Juli 1891 ausgegebenen 3½ pro: leuten gehörig, 31 qm, g 
zentigen Rent enbriefen Littr. F. G. II. J. der 3. von dem Grundſtück Graudenz Blatt 404, dem 


Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen find nach⸗ Bäckermeiſter Marian Nikleniewicz gehörig, 27 qm, 
folgende Nummern gezogen worden: von dem Grundſtück Graudenz Blatt 733, dem 
Littr. F. zu 3000 Mark Nr. 896, 1736, 1742, Bäckermeiſter Max Radtke gehörig, 8 qm, 


a 
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von dem Grundſtück Graudenz Blatt 788, dem⸗ 
ſelben gehörig, 10 qm, 
von dem Grundſtück Graudenz Blatt 643, den 
Kaufleuten Oskar und Bruno Reiß gehörig, 13 qm, 
von dem Grundſtück Graudenz Blatt 1229, dem 
Kaufmann Emil Herrmann gehörig, 1 ar 04 qm, 
von dem Grundſtück Graudenz Blatt 1242, den 
Karl Schulz'ſchen Eheleuten gehörig, 39 qm. 
Zu dieſem Zweck habe ich Termin an Ort und 
Stelle auf 
Montag, den 28. Auguſt d. Is., 
anberaumt und zwar: 
für 1 auf a Uhr Vormittags, 
75 77 Aa m 7 
33 „ Mittags, 
„ 4, 5 und 6 auf 3½ Uhr Nachmittags und 
„ 7 und 8 auf 5½ Uhr Nachmittags. 
Alle neben den Eigenthümern und dem Unternehmer 
Betheiligten werden zu dieſem Termine behufs Wahr⸗ 
nehmung etwaiger Rechte unter der Verwarnung geladen, 
daß bei ihrem Ausbleiben die Entſchädigung ohne ihr 
Zuthun feſtgeſtellt und wegen Auszahlung oder Hinter⸗ 
legung das Erforderliche verfügt werden wird. 
Marienwerder, den 19. Auguſt 1899. 
Der Enteignungs⸗Konnmiſſar. 
Auffarth, 
Regierungs⸗Rath. 


19) Polizei⸗Verordnung. 
Auf Grund des § 5 des Geſetzes über die Polizei⸗ 


i eee 


des Ausſchluſſes bei dem gemäß § 57 Abſ. 5 der Kreis⸗ 
ordnung beauftragten Amtsvorſteher anzubringen ſind. 
Leibitſch, den 20. Juli 1899. 
Der Amtsvorſteher. 


Per ſonal⸗Chronik. 
Der Ober⸗Regierungs⸗Rath Dr. von Gizycki 
iſt von der Königlichen Regierung in Poſen an die 
hieſige Königliche Regierung verſetzt und zu meinem 
Stellvertreter in Behinderungsfällen beſtellt worden. 

Der bisherige Steuerſekretär Lehmann in 
Culm iſt zum Regierungs⸗Sekretär und der Regierungs⸗ 
Sekretär Hein iſt zum Steuerſekretär in Culm er⸗ 
nannt. 

Im Kreiſe Marienwerder iſt der Rittergutsbeſitzer 
Wilhelm von Fournier zu Milewken zum Stell⸗ 
vertreter des Amtsvorſtehers für den Amtsbezirk 
Kosziellec ernannt. 

Im Kreiſe Tuchel iſt der Rittergutsbeſitzer 
Wehr zu Kenſau zum Stellvertreter des Amts⸗ 
vorſtehers für den Amtsbezirk Kenſau auf eine fernere 
Amtsdauer von 6 Jahren ernannt. 

Im Kreiſe Tuchel iſt der Grundbeſitzer Haaſe 
zu Poln. Cekzin zum Amtsvorſteher für den Amts⸗ 
bezirk Summin ernannt. 

Der Pfarrer Friedrich Franz Waubke in Gr. 
Lichtenau, Diözeſe Marienburg, iſt in die Pfarrſtelle 
an der neuſtädtiſchen evangeliſchen Kirchengemeinde zu 
Thorn berufen. 

Die Ortsaufſicht über die neu gegründete Schule 


21) 


verwaltung vom 11. März 1850 und des § 143 des zu Tuſchin, im Kreiſe Schwetz, ift dem Kreisſchul⸗ 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom inſpektor Kießner in Schwetz übertragen worden. 
30. Juli 1883 wird nach Anhörung und Genehmigung Die Ortsaufſicht über die Schule zu Altbraa, 
des Magiſtrats für die Stadtgemeinde Stuhm nach- Kreis Schlochau, ift vom 1. September cr. ab bis auf 


ſtehende Polizeiverordnung erlaſſen. 

§ 1. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen 
des Ortsſtatuts für die Feuerlöſchordnung der Stadt 
Stuhm vom 26. Oktober 1897 werden mit einer Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 9 Mark, an deren Stelle im Unvermögens⸗ 
falle eine Haftſtrafe bis zu 3 Tagen tritt, geahndet. 

§ 2. Die Polizeiverordnung tritt mit dem Tage 
der Bekanntmachung in Kraft. 

Stuhm, den 19. Juli 1899. 

Die Polizei⸗Verwaltung. 


Weiteres dem Kreisſchulinſpektor Dornheckter in 
Prechlau übertragen und der bisherige Ortsſchulinſpektor, 
Pfarrer Gerner in Gr. Peterkau auf ſeinen Antrag 
von dieſem Amte entbunden worden. 


22) Erledigte Schulftellen. 

Eine Lehrerſtelle an der Stadtſchule in Pr. Fried⸗ 
land wird zum 1. Oktober d. Is. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 


Fern Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 


20) Bekanntmachung. errn Katluhn zu Pr. Friedland zu melden. 
J. Der Amtsvorſteher und Beſitzer Polsfuß in Eine Lehrerſtelle an der kath. Stadt⸗Schule zu 
Gr. Rogau, Kauernick, Kreis Löbau, wird zum 1. September d. Js. 
II. die Beſitzerin Wilhelmine Ruther in Gr. Rogau erledigt. 


beabſichtigen den jetzt vorhandenen Mühlenweg Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um 
auf den Polsfuß'ſchen und Ruther ſchen Grund dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ſtücken derart zu verlegen, daß dieſer Weg künftig⸗ihrer Zeugniſſe, bei dem Kreisſchulinſpektor Herrn 
hin 0 l ft ber HR Gehöft 5 Schulrath Lange zu Neumark zu melden. 
nach dem Gehöft der Frau Ruther von der Straße ; ; 
115 Tauer beginnend, führen ſoll. Anzeigen n Inhalts. 
Dieſes Vorhaben wird auf Grund des § 57 23) Verdingung. 
des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 mit Zum Transport von Lebensmitteln und Biwaks⸗ 
der Aufforderung zur öffentlichen Kenntniß gebracht, bedürfniſſen während der diesjährigen Herbſtübungen 
daß Einſprüche binnen vier Wochen zur Vermeidung der 36. Diviſion werden vorausſichtlich gebraucht: 
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in Garnſee Dienſtag, den 29. d. Mts., 
am 4. Septbr. 3 vierſp., 3zweiſp. Leiterwagen, Mittags 1 Uhr, a 
„ 5. „ en im dieſſeitigen Geſchäftszimmer — Danzig Vorſtädtiſcher 
„ „„ 7 Graben 2511 — Termin ſtatt, und ſind verſchloſſene 
„ 9. „ hr Angebote mit der Aufſchrift „Vorſpann⸗Verdingung“ 
in Marienwerder hierher einzureichen. 
am 4. Septbr. 3 vierſp., 3zweiſop. Leiterwagen, Der Preis iſt getrennt anzugeben für vier⸗, 
„ br. „ 7 zwei⸗ und einſpännige Leiterwagen und je für den 
„ U P * En ” Fall, daß die Leiftung 
in Dt. Eylau bis zu 6 Stunden, 
am 4. Septbr. 3vierſp., 3zweiſp. Leiterwagen, „ „ 12 Stunden und 
A A EIER " über 12 Stundn dauert. ' 
in Roſenberg Die Angebote können auf die geſammte Leiſtung 
am 7. Septbr. 1 vierſp., 1zweiſp. u. leinfp. Leiterwagen, oder aber für einzelne Tage und einzelne der obigen 
„Ml NEL 5 Orte abgegeben werden. 
FEE 75 Die Bedingungen können von dem dieſſeitigen 
in Freiſtadt Geſchäftszimmer gegen Erſtattung von 60 Pf. Ab⸗ 
am 4. Septbr. 1 vierſp., 1 zweiſp. u. Leinfp. Leiterwagen, ſchreibgebühren eingefordert werden. 
5 „ Fe 5 Danzig, den 19. Auguſt 1899. 
„, 5 ” Intendantur 36. Diviſion. 
Sl ATI REN e 5 24) Mit Genehmigung des Provinzial ⸗ Raths in 
„, % nn; 9 Stettin wird in Bütow am Mittwoch, den 20. De⸗ 
ine. 5 „ u. S einſp. 1 zember 1899 ein Vieh: und Pferdemarkt abgehalten 


30, „ 


findet am 


1 71 
Zur Verdingung 


9] „ 
der Ge 


u. 1 einſp. 10 werden. 
ſtellung dieſer Wagen Bütow, den 12. Auguſt 1899. 
Der Magiſtrat. 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 34.) 
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